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Bericht des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das Landesverfassungsgesetz; mit dem das O. ö. Landes-Verfassungs-

gesetz 1971 geändert wird (0. ö. Landes-Verfassungsgesetznovelle 1979)

(L- 292/2 - XXI)

L Änderung des Wahlalters (Art 9 L-VG, 1971)

1, Aut Grund des geltenden Art 9' Abs, .2 des
O. ö. L-YG. 1911 sind alle Männer und Frauen,
die im Lande Oberöslerreich ihren ordentlichen
Wohnsitz haben, bei den Landtagswahlen unter
anderem' dann aktiv 'wahlberechtigt, wenn sie
vor dem .1. Jänner des Jahres der Wahl dd'i
19. Lebensjahr. vollendet haben. Es ist schweJ
einzusehen, warum nicht auch jene .Peqionen,
die noch' vor dem Wahltag das 19, Lebensjahr
vollenden, waplberechtigt siJ!d, wenn man be-
denkt; .daWrnit der Vollendung des 19. Lebens·
Jahres die Volljährigkeit eintritt Ab· Volljährig-
keit ist der' Mann .und Jede Frau im gesellschaft-
lichen Leben vollberechtigter Geschäftspartner

'und z. B. ohne weiteres auch rechtlich befähigt,
eine Familie zu gründen und Kinder aufzuziehen.
Die Gesellschaft_überträgt jungen Menschen mi.t.
durchaus respektablen. Ergebnisse~ daher in
diesem Alter bereits große Verantwortung. Es
ist. kaum bestreitbar, daß diese Verantwortlich-
keit~n auch jenes Maß an geistiger Reife be-
dingen, das. für die Ausübung VOn öffentlichen
Funktionen in einem Gesetzgebungsorgan regel--
mäßig ebenfalls Voraussetzung ist. Bedenkt man

" darüber hinaus, daß sichjeder, der gewählCwer-
den will, vor seiner- Wahl auf vielen Ebenen
bewähren muß, um überhaupt an wählbarer
Stelle gereiht zu werden, u~d daß letztlich
niemand anderer' als die Mehrheit der .Stimm-
berechtigten. entscheidet, wer als Abgeordneter
gewählt wird, so läßt es sich ohne weiteres
sachlich ,rechtfertigen, wenn auch das passive
Wahlrecht an die Vollendung des 19, Leben~:
jahres ·anknüpft (bisher Vollendung des 24, Le-
bensjahres vor dem 1. Jänner des Wahljahres).
Organisatorisch läßt sich eine Herabsetzung 'des'
Wahlalters VOrallem dann durchaus bewältigen,
wenn als maßgeblicher Zeitpunkt für die aktive
und passive Wahlberechtigung bezogen auf das
Lebensalter der Sticlitag herangezogen wird.
Aus dies,en Gründen 'i:;oH durch die vorges9J,la-
gene Änderung des Art. 9 Abs, 2 L-VG, 1971
(Z, 1) bzw, Art. 9 Abs, 3 L-VG, 1971 (Z,-2) jenem
Personenkreis das aktive' und passive Wahlrecht
eingeräumt werden, der spätestens bis zum
Stichtag das 19. Lebensjahr vollendet hat.

2. Bundesverfassungsrechtlich ist die Änderung des
L-VG.. 1971 ohne weiteres möglidl.' Eine Be-
sduänkung des Landeswahlgesetzgebers ergibt
sidl aus der Bundesverfas,sung nur insoweit, als

er gemäß Art. 95 Abs, 2 und Art. 117 Abs, 2
B-VG. die Bedingungen des aktiven und passi-
ven Wahlrechtes nicht enger ziehen darf als die'
Wahlordnung zum Nationalrat. Auf Grund der
Wahlvofschriften des Bundes ist das aktive
Wahlr~cht bei Vollendung des 19. Lebensjahres
am Stichtag gegeben, so daß diesbezüglidl durch
den Entwurf lediglich eine Anpassung an die
Wahlvorsd:lIiften ,des Bundes vorgenommen
werden soll, Das passive Wahlrecht bei National- .
ratswahlen setzt hingegen die Vollendung des
21. Lebensjahres am Stichtag voraus. Das im.
Entwurf vorgesehene Wahlalter bildet daher
eine Erweiterung des passiven Wahlrechtes im
Vergleich zu den Nationalratswahlen,

H. Neuregelung der vertretungsweisen und vo:-
läufigen Fortführung der Geschäfte der Lande~,-
regierung (Art. 37 L'VG. 1971)

Al Allgemei~es

Das L-VG. 1971 enlhält keine Regelungen über dIe'
.Fortführung der G~schäfte im Fall des Ausscheidens
eines Mitgliedes der Landesregierung. In Betracht
kommen hiebei alle Fälle der Amtserledigung. und
zwar Amtserledigung durch ein Erkenntnis des Ver-
fassungsgerichtshofes gemäß Art. 142 Abs, 4 B-VG.,
durch eine gerichtliche Verurteilung gemäß §' 21
Abs. 1 bzw. § 74 StGR, durch Dem'ission, durch ein
Mißtrauensvotum 'und dur~ den Tod .eines Mit-,
gliedes der Landesregierung. Zwar ist ohne Zweifel
durch die -Landesverfassung der Landtag dazu be-
rufen, unverzüglich ein neues Mitglied. der Landes-
regierung' zu wählen, Weder 'in der Landesverfas-
sung noch auch in der Geschäftsord~ung der' Lan-
desregierung sind jedoch Regelungen enthalten, die
für den Zeitraum ab dem Zeitpunkt der Amtser-
ledigung bis zur Neuwahl des Mitgliedes der Lan-
desregierung durch den Landtag anzu.wenden sinel.

In ähnlicher Weise ungeregelt ist im L-VG. 1971
der Zeitraum zwischen' dem Eintritt der voraussicht-
lich länger als drei" Monate dauernden Verhinde-
rung und der Wahl des Ersatzmitgliedes durch den
Landtag. Darüber ,hinaus ergibt sidl im Zusammen-
hang mit. den Vertretungsregelungen 'des Art. 37
L-VG, 1971 eine unbefriedigende Situadon dann,
wenn eine' voraussichtlich nicht länger als drei Mo~
nate dauer~de Verhind~rung endgültig doch den
Zeitraum von dre.i Monaten übersteigt. In qualitil-
tiver Hinsicht kann, kein Unterschied zu jenem Fal!'
gesehen 'werden, in dem I bereits im Zeitpunkt des
Eintritts des Verhinderungsfalles absehbat ist, daß
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die Verhinden.:ng lälJ-ger als -drei J\1ona1e dallert.
\Vtnrend im lelzten Fa.ll gemafi Art. 'n Ats. 2 Z'~·ei-

ter Satz L-VG. 1971 .Er Landtag ein Ersatzmitrlied
zu wählen hat, gelten im ersten Fall weiterhin die
Rerelungen de:- '=.escLäftsordnung, di e die Landes~
regierung für ~ine YC raussichtlid_ n~cht l.äLger als
drEi l\1onate dauernde Verhinderung zu erlassen
hat

I·urch den vc rl:ieger den Entwurf sollen -diese bis-
her nicht bzw. nicht Lusreiche:J.d erfaßten ,s,amver-
haI.=e einer N=:!Lrege;ung zugeführt werden. Als
Gnlndlage für d~e N=:!uregeluflg soll die reItende
Rer.elung der Y'eTtreI"Lng eine-:::Mitgtede~ cer =..an-
derregierung iIn Verlainderur_gsfall qemäß Art 37
Ab:::;. 2 L-VG. 1971 (jenen. Danach weroden zwei
FäLe unterschieden: Den Fall einer .,oraus:;icbtlicn
nicht Hinger al. jrei ,'\!fonate dauernden Verhi::lde-
rurog hat die Landesl egierunlJ in ihler Gescheifts-
OrcIlULg zu re~ e~n. Dauert hingegen die Verhi::lde-
runq voraussicUJich l.ianger als drei 1.4onate, so hat
deI Landtag H r die [)auer der \1'eIninderung ein
Ers9tzmitglied de:::,Lalldesregi-Erung zu wä.hlen.

BJ Im einzelneIl

Zu 2. J:

Uurch die v-orgeschlagene 3rgänzrung des zwei-
rten Satzes i"o Art. 37 Abs. 2 L-'"TG, 1971 soU iest-
gelegt werden, d::t3 nach Ablauf von drei Mo-
maten, geredllnet a:J dem Eintritt :les Verhi::lde-
..ungsfalles, .,rom Landtag ein Ersa~mitgli9d dann
;zu wählen sl, we::ln das voraussichtLche Ende
des Verhin6erungsfalles weiterhin nicht abgese-
B:1en werder, kann, Es würde ernebli:he pTak-
!'tische Probleme :t..lfwerfen. wenn nach Ablauf
"'Von drei MDL:iten in jeden Fall >ein 3rsatzrnit-
glied gewälalL werden müßte, und z·...lar etwa
:auch dann, '.NEnn '\J"enige Tage na-ch Ablauf der
drei Monate die verhinde:-ung 'wegfällt. Durch
die vorgesC1l=:J.gene Formulierung soll abel si-
IChergestellt ",,'-erdeID, daß nE-ch dre: lvlonaten die
J='rage der ".rertretJng eines vertjnderten Y1it-
gliedes der LandE5regierrng neuerlic.." geprüfL
wird und g€ gebenE: nfalls vom Larldtag ~ gleich
jenem Fall,.No vor vornherein absehbar ist, daß
die VerhinOerung Jänger als dre~ Monate dau~
ert ~ ein E:s,::..tzmilglied gewählt -.,...,.ird,

lEis zum ADt:::;antLtt des T_eugev.-ählten Ersat'l-
mit;}liedes bleibt die Ve:t::-etungnegelung auf-
!9rund der E-e:;timrrungen der Ges:häflsoTdn'Jng,
die getroffen "i'\'urd~, 'weil im Zeit:;mnk: des Ein-
lrittes des 'Jerhintlerungsfalles d:avon auszuge-
Ilen war. daß die l.lerhinderung nxht :ängeI als
""Voraussichtl ch drei Monate da·J.-ert, wirksal.l
(siehe dazu unten die Er~ä.uterungen zu Z 2,.

Dies ist auch dann der Fall, ,',,reen , ...-egen des
;;absehbaren ,~.regfa.lls der Verhi:lderJng auch
l1ach Ablauf von d::-ei Monaten keine Wahl VOl-

!genommen --vird.

Zu 2.4:

DeI Schwer;mnkt .dieser BesLmILung des Ent-
lNu::-fes Iieg1 bei c er Regelung d ~s Zei:ramnes

zwischen dem AUS5chE ken de:; Mitgliedes der
LandesrEg~erung u:r:d jer Neuwahl eines Mit-
gliedes durch' den Lancltag. Darüber hinaus soll
der ähnLcb gelagerte Fell, nEnnlich der Zeitraum
zwischen dem . Eintritt des \lerhinderungsfalles
und der \ll/ahl eine:; Ersatz:nitgliedes durch den
Landtag, E irrer Req~.:1uLg zuqetiihrt werden, Die
Regelungs:Jefugnis dE 5 Landesverfassungsge-
setzgebers ist hi;:bei le-digli(h insoweit be-
schränkt, al:; in de: Blindesyer:assung vorgese-
hen ist, daß die Mitglieder der LandesregierunJ
vom Landtag gewilllt werden [Art. 101 Abs. 1
B-VG.). Die Ltinder si:J.d cahe:::- zur freien Ge-
staltung der interLmi!rtiscn.en Geschäftsführung
der Landesregier.mg bTW. der \'\"ahrnehmung der
an ei::1zelIle MitgJi.eda delegierten Zuständig-
keiten im Falle de5i Allsscheidens (a) bzW. der
länger dauernden Verl_inderung eines einzelnea
:t\o1itgliedes der La:J::iesn-egierung (b) i ermächtigt.

a) ALs5cheiden eines J...1itgliedEs

Der Zeit:aum zi,I.-ischen dem Ausscheiden des
Mit;rliooes der Landesregierun;J und dem
Amlsant:üt de~ vo:u Landtag neu gewählten
Mitgliedes wird. da die Wohl so rasc:J. als
möglich abzu.wick.e_n ist, regelmaßig nicht
länger als drei t..lonate betr.e..gen. Aus diesem
Grund bietet sich die sinngemäße Ubern9.hme
de: geltenden Vel!tretungs-n~gelung in den
Fällen der Verhinderung von voraussic.. ..tlidl
weniger als dIei ::-lor-ate für den Fall der
Amlserledigu:lg an,

Gemäß Art. 37 Abs. 2 L-VG. 1971 ist die Ver-
tretung eines ande::ren ,Mitgliedes der Lan-
desr-egie:ung fL.: dl:::ll Fall, daß ::üne Verhin-
de:Lng voraLs~jchthch nich1 länger als dreI
l\1orlate dauert, durch die Landesregierung
i:l jlner Geschcifts'J-rdn'Jng zu regeln. Ge-
mäß§ 6 Abs. 1 jer Gescbäft5-0rdnung der Q. Ö.
lanrles[egierLng. LGEl :0Jr. 24/197/, wird das
vertinderte Mjlglied der Landesregierung
von einem anc.ereL 1vlitglied der Landesre-
gierung vertret-en. Zwa::- wird (je Regelung
des o§ 6 Abs. 2 d-er GEschäftsordnung, wonach
das verhinderte =:vt:il:;Jlieddie Möglkhkeit hat,
seinen Vertreter selbst zu bestimmen, im Fall
des ALsscheidens Eines Jovfitgliede.s der Lan-
desregi-erung njcht iin 3etracht kommen. Un-
mitte.lb3T anweLdbu wäre aber ~ 6 Abs. 2
ZW€Lter Satz, wonaa die Lan.desregierung er-
mächtigt wird, den Vertreter cturch Beschluß
zu bestellen. '-oATeile]s wird auch die Regelung
des § 6 Abs. 2 ::'etz!:er Setz leg. cit. Anwen-
dung finden könnell. Darin ist vorgesehen,
daß zum VeTtret~r eines verhinderten Mit-
gliedes der Landes::-egienmg - wenn mög-
lich - ein Mit;liec der Landesre'Jierung zu
bestellen ist, da s dcrse~btn Partei wie der zu
Vertretende zurehö:-t.

b) Länger:lauernde Varhinderu3g

Die ge:näß ßut 37.Abs. 2 L-VG. ~971 erlas-
senE Geschäftscr-dmnng enttält im § 6 Abs. 3
cerei-::s eine Rel)ehmg, die den zweiten Fall
cetrifft der von der Ees-::immung des Entwur-

j
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fes erfaßt .werden soll, nämlich die' Regelung
des Zeitraumes zwischen dem Eintritt des
Verhinderungsfalles, der voraussichtlidl län-
ger als drei ~onate andauert, und der Wahl
deosErsatzmitgliedes durch den Q. ö. Landtag.
Bei einer voraussichtlich länger als drei Mo-
nate dauernden Verhinderung eines Mitglie-
des' der Landesregierung bis zum,Amtsantritt
des vom Landtag gewählten Ersatzmitgliedes
gelten danach jene Bestimmungen sinngemäß,
die. im Vertretungsfall bei eineT Verhinde~
rung von voraussichtlich weniger als drei Mo-
n-aten anzuwenden sind. Auch in diesem Fall
wird das verhinderte Mitglied der Landesre-
gierung von einem anderen Mitglieq der Lan-
desregierung vertreten (§ 6 Abs. 1 der Ge-
schäftsordnung). Das verhinderte Mitglied hat
gemäß § 6, Abs. 2 der Geschäftsordnung in
der Folge die Möglichke!t, seinen Vertreter
selbst zu bestimmen. Wird ein Vertreter nicht
bestimmt, hat die Landesregierung, den Ver-

Scbwarzinger

Obmann

,.,

treter durch Besdlluß selbst zu bestellen. Die.'
se' Regelung, die bereits in der Geschäft~.
ordnung ~er Landesregierung enthalten ist,
scheint durchaus zwcckl1liißig, soll aber durdl
den v.orliegendell Verfassungsgesetzentwurf
eine jeden Zweifel ausschließende rechtliche
Grundlage erhalten und darüber hinaus audl
in jenem Fall gelten, in dem seit Eintritt des
Verhinderungsfalles drei Monate verstrichen
sind und. vom Landtag ein Ersi:1tzmilgJied ge-
wählt, wird.

Der Ausscbuß für Verfassung und Verwaltunq
beantragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte
Landesverfassungsgesetz, mit dem das 0, ö~Landes-
Verlassungsgesetz·1911 geUndcrl wird \0.11. Landc.-·

. V~rfassungsgesetznovelle 1979), beschließen.

Li n z, am 17. April 1979
"

\ Bucblnger

Berichterstnttcr
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vom

Landesverfassungsgesetz

mit dem das O. ä. Landes-Verfassungsgeselz 1911 geändert wird
(0. Ö. Landes-VerfasSlIngsgeselznovelle 19191

Der o. ö. :Lanc.tag r_at beschJoss:,:n:

Dös O. Ö. Landes-'Verfassungsgesetz 1971,
LGBL t\"r. 34, W:"Ttf wie fo191 geäLdeTt:

1. Art. 9 Abs. 2 Z"ioVeiterSatz hat zu lauten:

rr vVaWberect.Ji~t sind dIe ~=änner und Frauen,
die die öslerreichische StaalsbürgersdlaH be-
sitzEr~, im Lande Oberösterreich ihren orden[-
lLchEC 'Nor.rIs!tz haben, vor dem Ablauf de5
'stichtages der \-\I-ahl das neunzehnte Lebensjahr
vollendet hc..ben '"md yom Wahlreclü nicbt a"..lS-

geschlo~sen sind. ,.

2. Art. 9 Abs. 3 hat zu lauten:

"C') Wählta: sind alle ,'1aUberechliglEn,"

3. ArL 37 Abs. 2 hai zu laut€o:

,,(2) Die \"ertre1ung eLn~s anderen Mi~';rliedes
der Lar~desregier.;:mg ist rur :::len Füll, daß eine
VerhinderuLg voaraussichtlid:, nicht länrer aJs
drei Monate dauert, du:-ch d_€ LandesregieTung
in ihrer Geschäfü ..ordnung zu regeln, Ist ein l\1it-
glied der LandeS1egierung vooaussichtlich län;}"er
als dre~ Mcnate verhindert Dder sind seit "Ein-
1ritt des VeThimierungsfalles drei ~ona~e ver-
strichen und ist das voraussicht.lich.::'! Ende des
VerhindeTIlllgsfa"Ues nicht e.bsehbal'. so hat der
Landtag für die Dauer der VerhindE-rung ein E!-
satzmitgUed der Landesregierong zu wählen, die
BestimmungeL illJer die Vt.~ahlder Mltglie:"er der
Lan::lesregie,-ullg sind hiebei sinngemäß a:nzu-
'Nenden."

4. ArL 31 Abs. 3 ·hai zu laute:l:

,,1:3) Scheic.e: ei!o. Mitglied der Landesregierung
aus oder i5t vom Landtaq ei~ ErsatzIDitglied ZU"
wählen (Acs. 2 zweiter Sat2), 50 5ind bis 2..um
Amtsar~tritt des 1"om landtag-ne"J.gewählten l.1it·
gliedes (ErsatznlltgliedesJ der Lancesregierl~ng
die BestimILungen über €ine ".roraussichtli:h nicht
länger als örei :Monate dauoE-rnde VerhiLdef"..lng
eines Mitgjed~ der LandE sregierung sinLge-
mäß anzuwender-."

5. Der bisheri;Je A":·s. 3 des Art. 3-7 eI hält die Be-
zeichnLng ..(1)".


